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Auskunftspflichtgesetz 

Reformkonzept zur geplanten Kindschaftsrechtsreform [#2978] 

Anfrage vom 11.12.2023 

Urgenz vom 6.2.2024 

Sehr geehrter Herr ███████, 

das Bundeskanzleramt nimmt Bezug auf Ihr E-Mail vom 6. Februar 2024, mit dem Sie Ihre 

Anfrage nach dem Auskunftspflichtgesetz vom 11. Dezember 2023 über das Reformkonzept 

zur geplanten Kindschaftsrechtsreform in Erinnerung rufen. 

Seitens  des  Bundeskanzleramtes  wurde  festgestellt,  dass  es  offenbar  einen  technischen 

Fehler auf der Plattform „Frag den Staat“ gegeben haben muss, denn der Status Ihrer 

Anfrage vom 11. Dezember 2023 lautet: „warte auf Antwort – E-Mail wird versendet“. Der 

Status Ihrer Anfrage vom 6. Februar  2024  lautet  jedoch:  „E-Mail wurde erfolgreich 

versendet“. Das Bundeskanzleramt geht davon aus, dass Ihre Anfrage vom Dezember 2023 

nicht über die Plattform „Frag den Staat“ versendet wurde, sondern sich dort immer noch 

in einer Warteschleife befindet. Ihre Anfrage vom 11. Dezember 2023 wurde dem 

Bundeskanzleramt  bis  dato  nicht  zugestellt.  Ihre  Nachfrage  vom  6. Februar  2024  wurde 

jedoch zugestellt. 

Zu Ihrem Auskunftsersuchen vom 11. Dezember 2023 wird seitens des Bundeskanzleramtes 

folgende Stellungnahme abgegeben: 
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Am 8. Jänner 2024 wurden Sie als Vertreter des Vereins „Wir Väter“ gemeinsam mit dem 
Obmann des Vereins Anton Pototschnig zu einem Gespräch mit der zuständigen Sektion VI 
(Familie und Jugend) im Bundeskanzleramt eingeladen. In diesem Gespräch wurde das 
Thema Kindschaftsrecht aus familienpolitischer Sicht erörtert. Dabei wurde darauf 
hingewiesen, dass die federführende Zuständigkeit für die Kindschaftsrechtsreform im 
Bundesministerium für Justiz liegt und das Bundeskanzleramt über keine Informationen 
zum derzeitigen Diskussionsstand verfügt. 

Wie Ihnen bereits im oben genannten Gesprächstermin mitgeteilt, darf ich Sie daher 
ersuchen, Ihre Anfrage an das zuständige Bundesministerium für Justiz zu richten. 

Wien, am 13. Februar 2024 

Für die Bundesministerin für Frauen, Familie, Integration und Medien: 
Grad 

Elektronisch gefertigt 
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Datenschutzrechtliche Informationen gemäß Art 13 DSGVO: 

Verantwortlicher: Bundeskanzleramt, Ballhausplatz 2, 1010-Wien, Tel.: +43 1 531 15-0, 
E-Mail: post@bka.gv.at. 
Wir speichern und verarbeiten Daten ausschließlich im Sinne der Verordnung (EU) 
2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz 
natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien 
Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (DSGVO) sowie des 
österreichischen Datenschutzgesetzes, BGBl. I Nr. 165/1999, idgF. 

Unsere Zusendung erfolgt auf der Rechtsgrundlage des Bundesministeriengesetzes 1986, 
BGBl. Nr. 76/1986 idgF, Teil 2 der Anlage zu §2 (Informations- und Koordinationstätigkeit 
der Bundesregierung), bzw. zur Anbahnung und Abwicklung von Verträgen. Hierfür 
speichern wir Ihren Vor- und Zunamen, Ihre E-Mail-Adresse und ggf. sonstige 
personenbezogene Daten, die Sie im Zuge Ihres Schreibens an das Bundeskanzleramt 
übermitteln. Ihre Daten werden nach der gesetzlichen Aufbewahrungsfrist für 
elektronische Akten im Bundeskanzleramt (Skartierungsfrist 10 Jahre) gelöscht. 

Für die zutreffende Beantwortung und Behandlung Ihres Anliegens werden relevante 
Auszüge Ihrer Daten (insbesondere Vor- und Zuname, E-Mail, Anschrift und ggf. 
Telefonnummern) - wenn organisationstechnisch erforderlich - an Dienststellen des 
Bundeskanzleramts weitergeleitet, sowie ggf. an andere Bundesministerien übermittelt.  

Ihre Rechte: 
Ihnen stehen grundsätzlich die Rechte auf Auskunft, Berichtigung, Löschung, 
Einschränkung, Datenübertragbarkeit, Widerruf und Widerspruch zu. Wenn Sie der 
Meinung sind, dass die Verarbeitung Ihrer Daten gegen das Datenschutzrecht verstößt oder 
Ihre datenschutzrechtlichen Ansprüche sonst in einer Weise verletzt worden sind, können 
Sie sich bei der Aufsichtsbehörde beschweren. In Österreich ist dies die 
Datenschutzbehörde. 

Weitere Informationen: 
Sie erreichen uns unter folgenden Kontaktdaten: Bundeskanzleramt, Abteilung BKA - I/6 
(Rechts- und Vergabeangelegenheiten), Tel.: +43 1 53 115-202387, E-Mail: 
recht@bka.gv.at. 

Unsere Datenschutzbeauftragte erreichen Sie unter: Bundeskanzleramt, 
Datenschutzbeauftragte, Ballhausplatz 2, 1010-Wien, E-Mail: datenschutz@bka.gv.at. 
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